
Krisenverschärfung droht
Die Eurokrise droht sich zu einer neuen großen Wirt
schaftskrise auszuweiten. Dazu trägt vor allem die 
Politik der Sozialdemontage gegenüber den Schuld
nerstaaten bei, die deren strukturelle volkswirt-
schaftliche Probleme nicht löst, sondern zusätz-
lich verschärft. Die „Rettungsschirme“ schützen die 
Profite der international operierenden Banken und 
Kapitalanleger. Für die Mehrheit der Menschen in 
den betroffenen Staaten bedeuten sie hingegen Ar-
mut und Ausbeutung. Werden die geplanten Kür-
zungsprogramme in Portugal, Spanien und Itali-
en umgesetzt, droht ein enormer Wirtschaftsein-
bruch durch ausfallende Kaufkraft. Es ist absehbar, 
dass diese Entwicklung auch auf die deutsche Wirt-
schaft durchschlagen wird, in erster Linie auf die 
exportorientierten Branchen, auf die etwa 40 Pro-
zent der deutschen Wirtschaftsleistung entfallen. 

Ein ganzheitliches Konzept ist notwendig
Offensichtlich können weder die Eurokrise, noch die 
heraufziehende Wirtschaftskrise bewältigt werden  
durch die gegenwärtige Strategie der Sozialde-
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montage und der Ausplünderung öffentlichen Ei-
gentums in den Schuldnerländern. Erforderlich ist 
stattdessen ein schlüssiges, ganzheitliches Kon-
zept, das sich aus Sofortmaßnahmen sowie mit-
tel- und längerfristigen Maßnahmen zusam
mensetzt. Ein derartiges Konzept hat der Wirt-
schaftswissenschaftler Heinz-J. Bontrup vor kurzem 
in seinem Artikel „EU-Krise und kein Ende“ ver-
öffentlicht. Wir greifen darauf zurück, und ergän-
zen seine aus unserer Sicht wichtigsten Forderun-
gen mit weiteren aus der LINKEN und der IG Metall. 

Sofortmaßnahmen
Als erster Schritt müssten die Besitzer großer priva-
ter Vermögen angesichts der gigantischen Umver-
teilung vor der Eurokrise mit einem Schuldenschnitt 
(„hair cut“) einen wesentlichen Beitrag leisten. Der 
Schuldenschnitt könnte etwa in zwei Stufen erfol-
gen: Zunächst einmal werden die reichen Gläubi-
ger in den Schuldnerstaaten durch eine „Sonderkri-
sensteuer“ beim Abbau der Staatsschulden betei-
ligt. Danach erst werden die ausländischen Gläubi-
ger zum Schuldenschnitt herangezogen. Zusätzlich 
sind als kurzfristige Maßnahme die unkontrollier-
ten Spekulationsgeschäfte auf Staatsschulden zu 
verbieten. Auch ist eine Befreiung der Staatsfinan-
zen von der Diktatur der Finanzmärkte nötig. Mög-
lich wäre dies mit einer öffentlichen Bank, die die 
günstigen 1,5 Prozent EZB-Zinsen an Euro-Staaten 
weiterreicht, ohne den Umweg über die privaten 
Geschäftsbanken zu machen. Weiter ist in Europa  
sofort eine spürbare Umsatzsteuer auf Finanzge-
schäfte einzuführen. 

In der deutschen Arbeits- und Sozialpolitik sind fol-
gende kurzfristige Maßnahmen nötig, um der dro-
henden Wirtschaftskrise mit steigender Massenar-
beitslosigkeit und massiv sinkender Kaufkraft ent-
gegenzusteuern:



>> Erhöhung des Hartz IV-Regelsatzes auf 500 Euro
>> Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns 		

	 von 10 Euro pro Stunde.
>> Einführung eines Aufbau- bzw. Zukunfts-		

	 programms über 125 Milliarden Euro jährlich 
>> Ermöglichung der Kurzarbeit für 2 Jahre 

Mittel- und langfristige Maßnahmen
In Europa muss eine grundlegende wirtschaftspoli
tische Neuorientierung stattfinden mit einer ge-
rechteren Verteilung der wirtschaftlich geschaffe-
nen Werte im Mittelpunkt. Beispielsweise ist das 
enorme private Geldvermögen mit einer europa
weit vereinheitlichten Vermögensteuer zu belegen. 
Notwendig ist weiterhin eine zwischen den EU-
Mitgliedstaaten abgestimmte europäische Wirt-
schafts- und Sozialpolitik, die die Massenarbeitslo-
sigkeit durch Arbeitszeitverkürzung und langfris-
tig ausgerichtete Konjunkturprogramme bekämpft 
und dafür sorgt, dass Export- und Importabhängig-
keiten der einzelnen EU-Länder schrittweise abge-
baut werden. Die Machtbefugnisse der Kommission 
und des Europäischen Rats sind endlich einer wirk-
samen demokratischen Kontrolle zu unterwerfen. 
In allen vergemeinschafteten Politikbereichen muss 
deshalb das Europäische Parlament die volle Ge-
setzgebungskompetenz erhalten. Nicht zuletzt ist 
es nötig, dass die Europäische Zentralbank von ih-
rer einseitigen Geldpolitik Abstand nimmt, die sich 
an der Erhaltung großer Geldvermögen orientiert. 

Wir wollen ein demokratisches, soziales,  
friedliches und ökologisches Europa!
Die Europäische Währungsunion und mit ihr die EU 
sind in ihrer derzeitigen Verfassung nicht überlebens-
fähig. Die Konstruktion der Europäischen Währungs
union war von Anfang an von Profitinteressen und 
Hegemoniebestrebungen der größten Mitglied-
staaten bestimmt, mit Deutschland an der Spitze. 



Aus diesem Grund war eine Angleichung der viel-
fältigen Unterschiede in Produktivität, Wirtschafts-
struktur und Leistungsbilanz ebenso wenig mög-
lich, wie die Entwicklung gemeinsamer Standards 
in der Finanz-, Steuer-, und Sozialpolitik. 
Eine Fiskalunion der mächtigsten EU-Staaten wür-
de diese Situation nur noch zusätzlich verschär-
fen. Die Kürzungsprogramme und Privatisierungs-
pläne in Griechenland, Portugal, Spanien und Itali-
en zeigen, wohin die Reise geht. Die Krise des Euro 
dient den wirtschaftlichen und politischen Eliten 
als Rechtfertigung, um die Mehrheit der Menschen 
noch schlimmer auszubeuten und sich die Werte 
ihrer Arbeit anzueignen. 

Die gegenwärtigen Maßnahmen zeigen in aller Deut-
lichkeit die logischen Konsequenzen einer Euro
päischen Union, die undemokratisch organisiert 
und kapitalistisch ausgerichtet ist. Wir brauchen 
eine grundlegende Neuausrichtung, wenn wir die 
zunehmende Ausbeutung, Enteignung und Unter-
drückung der Menschen in Europa aufhalten wol-
len. Dies alles können wir nur gemeinsam und mit 
vielen Menschen erreichen! Bitte setzen Sie sich mit 
uns für ein Europa ein, das endlich für seine Bürger 
da ist, auch so spricht und handelt! 
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